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Wenn es auch unter dem Einfluß der bürgerlichen Auf
klärung selbst in solchen Staaten wie Österreich und Preußen 
dazu kam, daß die Todesstrafe seltener und in weniger grau
samen Formen als früher angewandt wurde, so sahen doch 
sowohl der Napoleonische Code рёпаі von 1810 als auch die 
deutschen Strafgesetzbücher des 19. Jahrhunderts die Todes
strafe in nicht geringem Umfang vor — so der Code рёпаі in 
35 Tatbeständen.4 Auch das deutsche Strafgesetzbuch von 1871 
war mit Todesstrafandrohungen ausgestattet.5 6 In der Praxis, 
besonders im imperialistischen Deutschland, so in der Weima
rer Zeit, wurde die Todesstrafe zu einem wesentlichen Instru
ment der Klassenjustiz nicht nur in der Klassenauseinander
setzung, sondern auch gegenüber der allgemeinen Krimina
lität von Menschen, die unter den unmenschlichen sozialen 
Bedingungen zu Kriminellen wurden.

In Übereinstimmung mit der Orientierung von Karl Marx 
hatte die Forderung nach Abschaffung der Todesstrafe in 
Programme der deutschen Arbeiterbewegung Eingang gefun
den, so z. B. 1891 im Erfurter Programm.® Der Kampf der 
KPD richtete sich nicht nur gegen die „legalisierten Morde“ 
durch Standgerichte, sondern auch gegen die Anwendung der 
Todesstrafe für Delikte der allgemeinen Kriminalität im 
Kapitalismus. So sprach Rechtsanwalt Dr. Eduard A l e x a n 
d e r  (KPD) im Strafrechtsausschuß des Deutschen Reichstages 
der kapitalistischen Gesellschaft das Recht ab, die Todesstrafe 
anzuwenden; es müsse eine Gesellschaft errichtet werden, 
„die allen Menschen Lebensmöglichkeit und Lebensraum ge
währe“.7 Auch der SPD-Reichstagsabgeordnete Rechtsanwalt 
Dr. Kurt R o s e n f e l d  wandte sich in diesem Ausschuß 
leidenschaftlich gegen die Anwendung der Todesstrafe „als 
des furchtbarsten Kampfmittels rücksichtsloser Partei- und 
Klassenjustiz“, besonders in politischen Prozessen.8

In der Zeit des Hitlerfaschismus erreichte die Anwendung 
der Todesstrafe bis dahin unbekannte Dimensionen, was auch 
durch eine terroristische Verschärfung des Strafrechts9 er
möglicht wurde. Allein der berüchtigte faschistische Volksge
richtshof verhängte in den Jahren 1937 bis 1944 5 191 Todes
urteile, ohne daß gegen diese Urteile ein Rechtsmittel zuläs
sig war.10 11 Die „übrige deutsche Justiz“ erkannte in den Jah
ren 1942 bis 1945 ca. 25 OOOmal auf Todesstrafe.

Diese historischen Erfahrungen mit dem Faschismus haben 
der Idee der Abschaffung der Todesstrafe — die zuvor nur in 
einigen, insbesondere kleineren lateinamerikanischen Län
dern realisiert worden war — einen gewaltigen Aufschwung 
gegeben.11 Wie die UN-Charta und alle maßgeblichen, auf 
ihr beruhenden völkerrechtlichen Dokumente — auch die Kon
ventionen über die Menschenrechte — einen eindeutig anti
faschistischen, zugleich auch antirassistischen und antikolo- 
nialistischen Charakter tragen, so ist auch die nach dem 
zweiten Weltkrieg international einsetzende große Aktivität 
zur Einschränkung bzw. Abschaffung der Todesstrafe vor 
allem Ausdruck historischer Lehren aus dem Kampf gegen 
Faschismus und Krieg, der sich mit bekannten humanisti
schen Ideen und Traditionen verband.

Bisherige gesellschaftliche Erfordernisse
zur Beibehaltung der Todesstrafe
und deren gesetzlich eingeschränkte Anwendbarkeit

Die strafpolitische Linie der siegreichen Arbeiter-und- 
Bauern-Macht beruht auf dem Leninschen Grundsatz, „daß 
der vorbeugende Sinn der Strafe keineswegs in ihrer Härte, 
sondern in ihrer Unabwendbarkeit liegt“.12 Bei der konse
quenten Realisierung dieses Grundsatzes sind jedoch die kon
kreten innen- und außenpolitischen Bedingungen, die kon
krete Klassenkampfsituation zu berücksichtigen. Die Arbei
terklasse ist, abhängig von der Art und dem Umfang konter
revolutionärer Aktionen, gezwungen, zur Verteidigung der 
Revolution und zum Schutz revolutionärer Errungenschaften 
auch von der Todesstrafe Gebrauch zu machen. Lenin schrieb 
1917, „daß keine revolutionäre Regierung ohne die Todes
strafe auskommen wird und daß es sich lediglich darum han
delt, gegen welche Klasse die betreffende Regierung die 
Waffe der Todesstrafe richtet".13

Nach der Befreiung des deutschen Volkes vom Hitlerfa

schismus waren die deutsche Arbeiterklasse und ihre Verbün- 
beten bei der Errichtung einer antifaschistisch-demokrati
schen Ordnung, bei der Gestaltung neuer, menschlicher Ver
hältnisse mit vielfältigen negativen Erscheinungen konfron
tiert, die von reaktionären, restaurativen Kräften zur Stö
rung des friedlichen Aufbauwerkes ausgenutzt wurden.

Die neue Ordnung war zunächst konfrontiert mit einer 
ungewöhnlich hohen Kriminalität. Im Durchschnitt der Jahre 
1946 bis 1948 betrug die Zahl der festgestellten Straftaten 
472 295; das entsprach einer Kriminalitätsrate (Straftaten 
je 100 000 der Bevölkerung) von 2 536.14 Unter diesen Straf
taten waren viele Gewaltdelikte, auch Morde und andere 
Verbrechen, die in jener schlimmen Notzeit die Existenz des 
Volkes ernstlich bedrohten — eine furchtbare Hinterlassen
schaft des Hitlerfaschismus.

Die neue Ordnung war ferner konfrontiert mit der 
historischen Aufgabe, die Urheber uiid Vollstrecker faschi
stischer Kriegsverbrechen und Verbrechen gegen die Mensch
lichkeit — wie im Potsdamer Abkommen (Abschn. Ill А 5) 
vorgesehen und wie auch von den 1945 neu- oder wiederge
gründeten politischen Parteien gefordert15 16 — entsprechend 
dem Londoner Statut für den Internationalen Militärgerichts
hof (besonders Art. 6) strafrechtlich zur Verantwortung zu 
ziehen. Für viele dieser schwersten Verbrechen des organi
sierten, industriemäßig betriebenen Massenmordes mußte — 
wie es auch der Nürnberger Prozeß gegen die Hauptkriegs
verbrecher demonstriert hat — die Todesstrafe ausgesprochen 
werden.

Und schließlich war die Arbeiter-und-Bauern-Macht bei 
der Schaffung neuer, menschlicher Verhältnisse konfrontiert 
mit vielfältigen, sehr gefährlichen konterrevolutionären An
schlägen, wobei die Feinde der neuen Ordnung auch vor Ter
rorhandlungen und Mord nicht zurückschreckten.1®

Unter diesen Bedingungen fehlten jegliche gesellschaft
liche Voraussetzungen, die Frage nach der Abschaffung der 
Todesstrafe ernsthaft aufzuwerfen. Ihre Androhung bildete 
ein wichtiges Mittel zum umfassenden Schutz der sozialisti
schen Gesellschaft und ihrer Bürger vor schwersten Ver
brechen.

Nach dem Sieg der sozialistischen Produktionsverhältnisse 
in Stadt und Land und der Überwindung des Klassenkampfes 
im Innern unserer Republik sowie nach der Sicherung der 
Staatsgrenze am 13. August 1961 veränderten sich die gesell
schaftlichen Bedingungen grundlegend: Die ökonomischen, 
politischen, ideologischen und sozialen Verhältnisse stabili
sierten sich als sozialistische. Die Kriminalität, die bereits in 
den 50er Jahren bedeutend zurückgedrängt worden war, er
reichte einen bislang in Deutschland nicht gekannten niedri-
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